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3 0 6 . Verordnung: Bestimmung von Gebietsteilen, in denen topographische Bezeichnungen in
deutscher und slowenischer Sprache anzubringen sind

3 0 7 . Verordnung: Bestimmung der Gerichte, Verwaltungsbehörden und sonstigen Dienststellen,
vor denen die slowenische Sprache zusätzlich zur deutschen Sprache als Amts-
sprache zugelassen wird

308. Verordnung: Festsetzung der slowenischen Bezeichnungen für Ortschaften

306 . Verordnung der Bundesregierung vom
31. Mai 1977 über die Bestimmung von
Gebietsteilen, in denen topographische Be-
zeichnungen in deutscher und slowenischer

Sprache anzubringen sind

Auf Grund des § 2 Abs. 1 und des § 12 des
Volksgruppengesetzes, BGBl. Nr. 396/1976, wird
im Einvernehmen mit dem Hauptausschuß des
Nationalrates verordnet:

§ 1. In folgenden Gebietsteilen (§ 2 Abs. 1
Z. 2 des Volksgruppengesetzes, BGBl. Nr. 396/
1976) sind Bezeichnungen und Aufschriften topo-
graphischer Natur, die von Gebietskörperschaften
oder von sonstigen Körperschaften und Anstalten
des öffentlichen Rechts angebracht werden, so-
wohl in deutscher als auch slowenischer Sprache
anzubringen:

1. Im politischen Bezirk Klagenfurt Land:
In der Gemeinde Ebental im Gebiet der ehe-

maligen Gemeinde Radsberg, in der Gemeinde
Ferlach im Gebiet der ehemaligen Gemeinde
Windisch-Bleiberg, in der Gemeinde Ludmanns-
dorf in den Gebieten der ehemaligen Gemeinden
Ludmannsdorf und Oberdörfl und in der Ge-
meinde Zell;

2. im politischen Bezirk Völkermarkt:
In der Gemeinde Bleiburg in den Gebieten

der ehemaligen Gemeinden Feistritz ob Bleiburg
und Moos, in der Gemeinde Eisenkappel-Vellach
im Gebiet der ehemaligen Gemeinde Vellach, in
der Gemeinde Globasnitz und in der Gemeinde
Neuhaus im Gebiet der ehemaligen Gemeinde
Schwabegg.

§ 2. Ehemalige Gemeinden im Sinne dieser
Verordnung sind die von bestehenden Gemein-
den (§ 1) erfaßten Gebiete von Gemeinden nach
dem Stand zum 15. Mai 1955.

§ 3. Diese Verordnung tritt mit 1. Juli 1977
in Kraft.

Kreisky Androsch Pahr Moser
Leodolter Staribacher Rösch Broda
Lütgendorf Haiden Weißenberg Sinowatz

Lanc Firnberg

307 . Verordnung der Bundesregierung vom
31. Mai 1977 über die Bestimmung der
Gerichte, Verwaltungsbehörden und sonsti-
gen Dienststellen, vor denen die slowenische
Sprache zusätzlich zur deutschen Sprache als

Amtssprache zugelassen wird

Auf Grund des § 2 Abs. 1 Z. 3 des Volks-
gruppengesetzes, BGBl. Nr. 396/1976, wird im
Einvernehmen mit dem Hauptausschuß des
Nationalrates verordnet:

"§ 1. Die Verwendung der slowenischen
Sprache als zusätzliche Amtssprache zur deut-
schen Sprache vor Behörden und Dienststellen,
vor denen sie nach dieser Verordnung zuge-
lassen ist, steht nur österreichischen Staats-
bürgern zu.

§ 2. (1) Die slowenische Sprache ist zusätzlich
zur deutschen Sprache als Amtssprache vor
den Gemeindebehörden und Gemeindedienst-
stellen jener Gemeinden zugelassen, in denen
nach der Verordnung der Bundesregierung vom
31. Mai 1977, BGBl. Nr. 306, über die
Bestimmung von Gebietsteilen, in denen topo-
graphische Bezeichnungen in deutscher und slo-
wenischer Sprache anzubringen sind, Bezeich-
nungen und Aufschriften topographischer
Natur sowohl in slowenischer Sprache als auch
in deutscher Sprache anzubringen sind, das sind
im politischen Bezirk Klagenfurt Land die Ge-
meinden Ebental, Ferlach, Ludmannsdorf und
Zell, im politischen Bezirk Völkermarkt die Ge-
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meinden Bleiburg, Eisenkappel-Vellach, Glo-
basnitz und Neuhaus.

(2) Die slowenische Sprache ist zusätzlich zur
deutschen Sprache als Amtssprache ferner vor
den Gemeindebehörden und Gemeindedienst-
stellen folgender Gemeinden zugelassen:

1. im politischen Bezirk Villach Land: Rosegg
und St. Jakob im Rosental;

2. im politischen Bezirk Klagenfurt Land:
Feistritz im Rosental und St. Margareten im
Rosental;

3. im politischen Bezirk Völkermarkt: Sitters-
dorf.

(3) Die slowenische Sprache ist zusätzlich zur
deutschen Sprache als Amtssprache vor den
Gendarmerieposten zugelassen, die in den in
Abs. 1 und 2 aufgezählten Gemeinden gelegen
sind.

§ 3. (1) Die slowenische Sprache wird zusätz-
lich zur deutschen Sprache als Amtssprache für
Personen (§ 1), die in einer der im § 2 ge-
nannten Gemeinden wohnhaft sind, zugelassen
vor:

1. den Bezirksgerichten Ferlach, Eisenkappel
und Bleiburg,

2. den Bezirkshauptmannschaften Villach
Land, Klagenfurt Land — mit Ausnahme der
Expositur Feldkirchen — und Völkermarkt.

(2) Im Sinne der Zielsetzung des § 1 des
Volksgruppengesetzes, BGBl. Nr. 396/1976, kön-
nen vor den in Abs. 1 genannten Behörden
auch andere Personen (§ 1), insbesondere solche,
die der deutschen Sprache nicht hinreichend
mächtig sind, die slowenische Sprache als Amts-
sprache gebrauchen.

§ 4. (1) Vor Behörden und Dienststellen des
Bundes und des Landes mit Sitz im Land Kärn-
ten anderer als der im § 3 genannten Art, deren
Sprengel (Amtsbereich) ganz oder teilweise mit
dem Sprengel einer im § 3 genannten Behörde
zusammenfällt, wird, soweit in dieser Ver-
ordnung nicht anderes bestimmt ist, die slo-
wenische Sprache zusätzlich zur deutschen
Sprache als Amtssprache zugelassen, wenn

1. im Fall der sachlichen Zuständigkeit einer
im § 3 genannten Behörde in der betreffenden
Sache die slowenische Sprache zusätzlich zur
deutschen Sprache als Amtssprache zugelassen
wäre oder

2. die Behörde als Rechtsmittelinstanz in
einem Verfahren zuständig ist, das in erster
Instanz vor einer Behörde geführt wurde, vor
der die slowenische Sprache zusätzlich zur deut-
schen Sprache als Amtssprache zugelassen ist.

(2) Vor dem Militärkommando in Klagenfurt
ist die slowenische Sprache zusätzlich zur deut-
schen Sprache als Amtssprache gemäß Abs. 1
zugelassen, soweit es sich um Angelegenheiten
des militärischen Ergänzungswesens handelt.

§ 5. Nach Maßgabe des § 4 ist die slo-
wenische Sprache zusätzlich zur deutschen Spra-
che als Amtssprache in den behördlichen Ange-
legenheiten des Post- und Fernmeldewesens so-
wie des Eisenbahnwesens zugelassen.

§ 6. Diese Verordnung tritt mit 1. Juli 1977
in Kraft.

Kreisky Androsch Pahr Moser
Leodolter Staribacher Rösch Broda
Lütgendorf Haiden Weißenberg Sinowatz

Lanc Firnberg

308. Verordnung der Bundesregierung vom 31. Mai 1977, mit der die slowenischen
Bezeichnungen für Ortschaften festgesetzt werden

Auf Grund des § 2 Abs. 1 Z. 2 und des § 12 Abs. 2 des Volksgruppengesetzes, BGBl.
Nr. 396/1976, wird im Einvernehmen mit dem Hauptausschuß des Nationalrates verordnet:

§ 1. In den Gebietsteilen, in denen gemäß der Verordnung der Bundesregierung vom
31. Mai 1977, BGBl. Nr. 306, topographische Bezeichnungen in deutscher und in slowe-
nischer Sprache anzubringen sind, sind! die Ortschaften wie folgt zu bezeichnen:
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§ 2. Diese Verordnung tritt mit 1. Juli 1977 in Kraft.

Kreisky Androsch Pahr Moser
Leodolter Staribacher Rösch Broda
Lütgendorf Haiden Weißenberg Sinowatz

Lanc Firnberg


